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THEMEN IN DIESER AUSGABE:

Keine erweiterte Kürzung 
bei Gewerbesteuer für 
überlassenen Grundbesitz 
bei Betriebsaufspaltung

Grundstücksunternehmen können ihren 
Gewerbeertrag um den Gewinnanteil 
kürzen, der auf die Verwaltung und Nut-
zung des eigenen Grundbesitzes entfällt 
(sog. erweiterte Kürzung). Damit sind 
die von solchen Unternehmen erzielten 
Einkünfte faktisch gewerbesteuerfrei. 
Die Kürzung wird aber nur auf beson-
deren Antrag gewährt und kommt nur 
für Unternehmen in Betracht, die aus-
schließlich eigenen Grundbesitz oder 
neben eigenem Grundbesitz eigenes Ka-
pitalvermögen nutzen und verwalten.
Der Bundesfinanzhof hat nun entschie-
den, dass die erweiterte Kürzung nicht 
für ein Besitz Einzelunternehmen gilt, 
das im Rahmen einer Betriebsaufs
paltung Grundbesitz an eine Betriebs 
Kapitalgesel lschaft verpachtet. Und 
zwar auch dann nicht, wenn die Be-
triebs Kapitalgesellschaft nur vermö-
gensverwaltend tätig ist. Selbst wenn in 
einem derartigen Fall die Betriebs Ka-
pitalgesellschaft die Voraussetzungen 
für die Inanspruchnahme der erweiter-
ten Kürzung erfüllt, komme eine An-
wendung dieser Kürzungsvorschrift auf 
das Besitz Einzelunternehmen im Wege 
einer „Merkmalsübertragung“ nicht in 
Betracht.
§ 9 Nr. 1 Satz 2 GewStG
BFH, Urt. v. 22.06.2016, X R 54/14,  
DStR 2016, S. 2338

Für die Gewerbesteuer 
bestimmt sich der Begriff 
der Betriebsstätte nach 
deutschem Recht

Für die Ermittlung des Gewerbeertrags 
eines inländischen Unternehmens wird 
der Gewinn aus dem Gewerbebetrieb 
u. a. um den Teil gekürzt, der auf eine 
nicht im Inland gelegene Betriebsstätte 
entfällt. Ob eine Betriebsstätte vorliegt, 
richtet sich nach innerstaatlichem Recht. 
Die davon abweichende Definition eines 
maßgeblichen Doppelbesteuerungsab-

kommens (DBA) ist unerheblich. Das hat 
der Bundesfinanzhof entgegen der Auf-
fassung der Finanzverwaltung im Fall ei-
ner GmbH entschieden, die ein Einkaufs-
büro in der Türkei unterhielt. Nach dem 
DBA-Türkei gilt ein Verkaufsbüro nicht 
als Betriebsstätte. Anders ist es in der 
Abgabenordnung geregelt. Da das nati-
onale Recht einschlägig ist, musste das 
Finanzamt die Kürzung des Gewerbeer-
trags vornehmen.
§ 9 Nr. 3 GewStG
BFH, Urt. v. 20.07.2016, I R 50/15,  
DStR 2016, S. 2457
zu § 12 Tz. 4 AEAO
§ 12 Satz 2 Nr. 6 AO

Übernahme von Fort­
bildungskosten führt 
nicht zu Arbeitslohn

Steuerpflichtiger Arbeitslohn sind alle 
Einnahmen, die dem Arbeitnehmer aus 
dem Dienstverhältnis zuf ließen. Das 

sind alle Bezüge und Vorteile, die der 
Arbeitnehmer als Gegenleistung für die 
Zurverfügungstellung seiner individu-
ellen Arbeitskraft erhält. Dazu zählen 
nicht nur Bezüge in Geld, sondern auch 
Vorteile in Geldeswert, z. B. die Sachbe-
züge.
Das Finanzgericht Münster hat ent-
schieden, dass Kosten, die der Arbeitge-
ber für die Weiterbildung seiner Arbeit-
nehmer zahlt, nicht zu steuerpflichtigem 
Arbeitslohn beim Arbeitnehmer führen. 
Aufgrund gesetzlicher Verpf l ichtun-
gen waren die Arbeitnehmer verpflich-
tet, sich in bestimmten Zeitabständen 
weiterzubilden. Die tarifvertraglichen 
Bestimmungen verpflichteten den Ar-
beitgeber, die Kosten für die Fortbil-
dungsmaßnahme zu übernehmen. Das 
Gericht stimmte der Auffassung des 
Arbeitgebers zu, dass die Kostenüber-
nahme in seinem eigenbetrieblichen 
Interesse liege. Es war demnach keine 
Lohnsteuer abzuführen.
FG Münster, Urt. v. 09.08.2016,  
13 K 3218/13, (rkr.), EFG 2016, S. 1795
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Bei Festsetzung von Hin­
terziehungszinsen sind 
Regeln der Feststellungs­
last zulasten des Steuer­
pflichtigen nicht zulässig

Ob ein Steuerpflichtiger Steuern hinter-
zogen hat und deswegen bestraft wird, 
fällt in die Zuständigkeit der Strafgerich-
te und nicht der Finanzgerichte. Aber 
auch im Besteuerungsverfahren ist z. B. 
für die Festsetzung von Hinterziehungs-
zinsen Voraussetzung, dass der objektive 
und subjektive Tatbestand einer Steuer-
hinterziehung erfüllt ist. Die im Besteue-
rungsverfahren getroffene Entscheidung 
ist unabhängig von der im Strafverfahren. 
Dennoch gilt für die Feststellung einer 
Steuerhinterziehung im Besteuerungsver-
fahren auch der strafrechtliche in dubio 
pro reo Grundsatz (im Zweifel für den An-
geklagten). Der Bundesfinanzhof (BFH) 
hat deshalb entschieden, dass eine Ent-
scheidung nach den Regeln der Feststel-
lungslast zulasten eines Steuerpflichtigen 
nicht zulässig ist.
Im zugrundeliegenden Fall hatte eine 
Mutter ihrer Tochter im Jahr 1998 ein 
schweizerisches Bankkonto übertragen. 
Die Mutter erhielt für das Konto eine Voll-
macht. Die Tochter überwies das Bank-
guthaben im Jahr 2001 auf ein Konto der 
Mutter bei einer anderen schweizerischen 
Bank. Die beiden Übertragungen zeig-
te die Mutter erst im Jahr 2010 ihrem Fi-
nanzamt an. Dieses erließ entsprechende 
Schenkungsteuerbescheide, die auch be-
standskräftig wurden. Gegen die Festset-
zung von Hinterziehungszinsen wehrte 
sich die Mutter. Bei der Übertragung auf 
ihre Tochter habe es sich nur um ein Treu-
handverhältnis gehandelt. Finanzamt und 
Finanzgericht ließen das nicht gelten und 
begründeten ihre Entscheidungen damit, 
dass die Mutter das Treuhandverhältnis 
nicht nachgewiesen hat, obwohl sie die 
Feststellungslast dafür trage. Dem hat der 
BFH widersprochen und den Fall an das 
Finanzgericht zurückverwiesen. Dieses 
muss nun aufgrund seiner freien, aus dem 
Gesamtergebnis des Verfahrens gewon-
nenen Überzeugung entscheiden, ob eine 
vollendete Steuerhinterziehung vorlag.
Hinweis: Die bloße Behauptung eines 
Treuhandverhältnisses ist dennoch keine 
erfolgversprechende Verteidigungsstrate-
gie. Denn die Finanzgerichte werden für 
ihre Prüfung, ob ein Treuhandverhältnis 
vorliegt, auch ohne Rückgriff auf Beweis-
lastregeln weiterhin einen strengen Maß-
stab anlegen.
BFH, Urt. v. 12.07.2016, II R 42/14,  
BFH/NV 2016, S. 1600
§ 159 AO

Doppelte Besteuerung 
von Altersvorsorge­
aufwendungen und 
Altersbezügen ist 
verfassungswidrig
Mit dem Alterseinkünftegesetz wur-
de eine Regelung geschaffen, nach der 
Beamtenpensionen und Renten aus der 
Sozialversicherung gleichmäßig behan-
delt werden. Dabei war zu verhindern, 
dass es zu einer doppelten Besteue-
rung kommt. Altersbezüge dürfen nicht 
besteuert werden, soweit sie aus Bei-
tragszahlungen von bereits versteuer-
tem Einkommen stammen. Das Verbot 
der doppelten Besteuerung ist strikt zu 
beachten.
Die Prüfung kann nicht bereits während 
der Beitragsphase, sondern erst beim 
späteren Rentenbezug vorgenommen 
werden. Das Vorliegen einer doppelten 
Besteuerung ist durch den Rentenemp-
fänger nachzuweisen.
Hinweis: Es empfiehlt sich daher, sämt-
liche Unterlagen aufzubewahren, durch 
die eine doppelte Besteuerung nachge-
wiesen werden kann, wie beispielswei-
se Einkommensteuerbescheide und Bei-
tragsnachweise.
AltEinkG v. 05.07.2004,  
BGBl 2004 I, S. 1427
BFH, Urt. 21.06.2016, X R 44/14,  
BFH/NV 2016, S. 1791

Sonderausgabenabzug 
für vom Erben gezahlte 
Kirchensteuer des Erb­
lassers

Mit dem Tod des Erblassers geht sein 
Vermögen als Ganzes auf den Erben 
über. Er tritt mit dem Erbfall in die Steu-
erschuldposition des Erblassers ein. 
Demzufolge leistet ein Erbe Steuerschul-
den des Erblassers nach dessen Tod als 
eigene Aufwendungen. Sie sind, soweit 
es sich nicht um Betriebsausgaben, Wer-
bungskosten oder nicht abzugsfähige 
Ausgaben handelt, als eigene Sonder-
ausgaben abzugsfähig. Das gilt auch für 
die vom Erben gezahlte Kirchensteuer 
des Erblassers. Andererseits muss sich 
der Erbe Kirchensteuererstattungen des 
Erblassers wie Erstattungen anrechnen 
lassen.
§ 1922 Abs. 1 BGB 
§ 45 Abs. 1 AO 
BFH, Urt. V. 21.07.2016, X R 43/13, 
DStR 2016, S. 2695

Erweiterte Kürzung 
grundbesitzverwaltender 
Gesellschaften bei  
der Gewerbesteuer?

Der Große Senat des Bundesfinanz-
hofs muss darüber entscheiden, ob eine 
grundstücksverwaltende Gesellschaft, 
die nur Kraft ihrer Rechtsform gewerbli-
che Einkünfte erzielt, die erweiterte Kür-
zung bei der Ermittlung des Gewerbeer-
trags in Anspruch nehmen kann, wenn 
sie an einer grundstücksverwaltenden, 
aber nicht gewerblich geprägten Perso-
nengesellschaft beteiligt ist.
Grundsätzlich unterliegt die Verwaltung 
eigener Immobilien nicht der Gewerbe-
steuer. Gewerbesteuer kann nur dann 
anfallen, wenn die Verwaltung von ei-
ner Personen- oder Kapitalgesellschaft 
ausgeübt wird, die allein aufgrund ih-
rer Rechtsform der Gewerbesteuer un-
terliegt. Erwirtschaftet eine solche Ge-
sellschaft ausschließlich Gewinne aus 
der Immobilienverwaltung, kommt auch 
hier die erweiterte Kürzung zum Tragen. 
Wird noch anderes wesentliches Vermö-
gen verwaltet, kann ein Interesse daran 
bestehen, Immobilien in Untergesell-
schaften auszugliedern. Hier soll nun ge-
klärt werden, ob dies ohne Gefährdung 
der Freistellung von Gewerbesteuern 
möglich ist.
Hintergrund für diese Streitfrage ist, wie 
der Begriff „eigener Grundbesitz“ steu-
errechtlich auszulegen ist. Danach ist 
das im Eigentum einer Personengesell-
schaft stehende Grundstück nicht deren 
eigener Grundbesitz, sondern Grundbe-
sitz der Gesellschafter. Zivilrechtlich ist 
dagegen die Gesellschaft Grundstücks-
eigentümer.
BFH, Beschl. v. 21.07.2016, IV R 26/14, 
BFH/NV 2016, S. 1844

Auch Aufwendungen für 
„Herrenabende“ können 
Betriebsausgaben sein

Eine Rechtsanwaltskanzlei veranstalte-
te regelmäßig „Herrenabende“, zu de-
nen ausschließlich Männer eingeladen 
wurden. Pro Herrenabend betrugen die 
Kosten für die bis zu 360 Gäste jeweils 
über 20.000 €. Die Kanzlei machte die-
se Kosten als Betriebsausgaben gel-
tend. Finanzamt und Finanzgericht ver-
sagten den Abzug der Aufwendungen. 
Aufgrund des ausgewählten und ge-
schlossenen Teilnehmerkreises habe ein 
Zusammenhang mit der Lebensführung 
und der gesellschaftlichen Stellung der 
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Gäste bestanden. Die Veranstaltungen 
hätten einen „Eventcharakter“.
Der Bundesfinanzhof dagegen vertritt 
eine differenzierte Auffassung. Der Cha-
rakter eines Events, ein geschlossener 
Teilnehmerkreis und die gesellschaft-
liche Stellung der eingeladenen Gäste 
reichen nicht aus, um die Abziehbarkeit 
der Aufwendungen zu verneinen. Das 
Abzugsverbot greife nur, wenn die Auf-
wendungen für die Herrenabende die 
Grenzen des Üblichen überschritten ha-
ben.
FG Düsseldorf, Urt. v. 19.11.2013, 10 K 
2346/11, DStZ 2014, S. 734
§ 4 Abs. 5 Satz 1 Nr. 4 EStG
BFH, Urt. v. 13.07.2016, VIII R 26/14, DStR 
2016, S. 2795

Keine Tarifbegünstigung 
bei Teilzahlung einer  
Vergütung für 
mehrjährige Tätigkeit

Vergütungen für mehrjährige Tätigkei-
ten unterliegen einem ermäßigten Steu-
ersatz. Diese Tarifbegünstigung kommt 
aber nicht zur Anwendung, wenn die 
Auszahlung in zwei oder mehr Veranla-
gungszeiträumen erfolgt.
Eine Ärzte-GbR erzielte Einkünfte aus 
freiberuflicher Tätigkeit. Sie ermittelte 
ihren Gewinn durch Einnahmenüber-
schussrechnung. Die Kassenärztliche 
Vereinigung zahlte Honorare für die Jah-
re 2000 bis 2004 in vier gleich hohen Ra-
ten nach. Zwei der Raten flossen der GbR 
2005 zu, die restlichen beiden 2006. Die 
Klägerin begehrte den ermäßigten Ein-
kommensteuersatz, den das Finanzamt 
nicht gewährte.
Zu Recht, wie der Bundesfinanzhof ent-
schied. Zwar handelt es sich bei der 
Nachzahlung um eine Vergütung für 
mehrjährige Tätigkeiten. Doch eine 
weitere Voraussetzung für die Tarifer-
mäßigung ist, dass die Zahlungen zu-
sammengeballt in einem einzigen Ver-
anlagungszeitraum zufließen.
Nur dann, wenn in einem Veranlagungs-
zeitraum nur geringfügige Teilleistun-
gen zufließen und die ganz überwiegen-
de Leistung in einem Betrag in einem 
anderen Veranlagungszeitraum ausge-
zahlt wird, ist das ausnahmsweise für 
die Tarifbegünstigung unschädlich.
§ 34 Abs. 2 Nr. 4 EStG
§ 4 Abs. 3 EStG
BFH, Urt. v. 02.08.2016, VIII R 37/14,  
DStR 2016, S. 2797
BFH, Urt. v. 25.08.2009, IX R 11/09,  
BStBl 2011 II, S. 27

Der Bundesfinanzhof hat eine vGA bei ei-
ner (teilweisen) Vermietung eines Einfa-
milienhauses an den Gesellschafter be-
jaht, wenn diese nicht kostendeckend 
zuzüglich eines angemessenen Gewinn-
aufschlags erfolgt. Dass die erhobene 
Miete marktüblich ist, führt zu keiner an-
deren Beurteilung. Unerheblich ist auch, 
ob die Immobilie zukünftig mit Gewinn 
veräußert werden könnte oder ob über ei-
nen gedachten Vermietungszeitraum von 
30 Jahren ein Totalgewinn erzielt werden 
kann. Nur (ausnahmsweise) liegt eine 
vGA nicht vor, wenn für den zu beurtei-
lenden Veranlagungszeitraum bereits von 
der Erzielbarkeit einer angemessenen 
Rendite ausgegangen werden kann.
Die maßgebliche Kostenmiete setzt sich 
aus der Kapitalverzinsung, Gebäude-AfA, 
Instandhaltung und dem angemessenen 
Gewinnaufschlag zusammen. Die Diffe-
renz zur bisher angesetzten Miete ergibt 
die Höhe der vGA.
BFH, Urt. v. 27.07.2016, I R 8/15,  
DStR 2016, S. 2649,
BFH, Urt. v. 27.07.2016, I R 12/15,  
BFH/NV 2017, S. 137

Bestimmung der ersten 
Tätigkeitsstätte bei einem 
Arbeitnehmer

Der Werbungskostenabzug für die Wege 
zwischen Wohnung und erster Tätig-
keitsstätte wird über die Entfernungs-
pauschale geregelt. Die Entfernungspau-
schale beträgt für jeden vollen Kilometer 
der Entfernung zwischen Wohnung und 
erster Tätigkeitsstätte 0,30 €. Erste Tä-
tigkeitsstätte eines Arbeitnehmers ist 
die ortsfeste betriebliche Einrichtung 
des Arbeitgebers, eines verbundenen 
Unternehmens oder eines vom Arbeitge-
ber bestimmten Dritten, der der Arbeit-
nehmer dauerhaft zugeordnet ist. Die 
Zuordnung wird durch die dienst- oder 
arbeitsrechtlichen Festlegungen sowie 
entsprechende Absprachen und Weisun-
gen bestimmt.
Das Finanzgericht Nürnberg hat zur Be-
stimmung der ersten Tätigkeitsstätte 
bei Lkw-Fahrern eine Entscheidung ge-
troffen: Ein Lkw-Fahrer hatte keine ers-
te Tätigkeitsstätte, weil er täglich un-
terschiedliche Einsatzorte anzufahren 
hatte. Er musste aber arbeitstäglich den 
Betriebssitz seines Arbeitgebers zum 
Abholen und Hinbringen des Lkw aufsu-
chen. Seine Fahrtkosten zum Firmensitz 
sind in diesem Fall nur mit der Entfer-
nungspauschale zu berücksichtigen.
Anders entschied das Finanzgericht 
Nürnberg im Fall eines Vorarbeiters. 
Dieser suchte nur einmal in der Woche 
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Keine gewerbliche 
Prägung einer GbR 
bei Beteiligung einer 
natürlichen Person

Eine Gesellschaft bürgerlichen Rechts 
(GbR), die nicht originär eine gewerb-
liche Tätigkeit ausübt, kann gewerblich 
geprägt sein und dadurch gewerbliche 
Einkünfte erzielen. Voraussetzung für die 
gewerbliche Prägung ist allerdings, dass 
u. a. ausschließlich eine oder mehrere Ka-
pitalgesellschaften persönlich haftende 
Gesellschafter sind und nur diese zur Ge-
schäftsführung befugt sind.
Ist eine natürliche Person an der GbR be-
teiligt, kann keine gewerbliche Prägung 
vorliegen. Sie liegt auch dann nicht vor, 
wenn die GbR mit ihren Vertragspartnern 
vertraglich vereinbart, dass nur die betei-
ligte Kapitalgesellschaft für die Verbind-
lichkeiten der GbR unbeschränkt haftet.
Im vom Bundesfinanzhof zu entscheiden-
den Fall waren an einer GbR eine Aktien-
gesellschaft (AG) und natürliche Personen 
beteiligt. Dabei sollte laut Gesellschafts-
vertrag nur die AG unbeschränkt haften. 
Das Finanzamt verneinte eine gewerb-
liche Prägung der GbR und stellte statt 
negativer Einkünfte aus Gewerbebetrieb 
positive Einkünfte aus Kapitalvermögen 
fest. Zu Recht, wie das Gericht entschied. 
Maßgeblich sind die gesellschaftsrechtli-
chen Grundsätze. Nach diesen kann die 
persönliche Haftung der GbR-Gesell-
schafter nicht gesellschaftsrechtlich be-
schränkt werden. Vertragliche Vereinba-
rungen zur Haftungsbeschränkung mit 
Geschäftspartnern sind unerheblich.
BFH, Beschl. v. 22.09.2016, IV R 35/13, 
DStR 2016, S. 2704

Verdeckte Gewinnaus­
schüttung bei nicht  
kostendeckender  
Vermietung eines Ein­
familienhauses an  
den Gesellschafter

Eine verdeckte Gewinnausschüttung 
(vGA) liegt vor, wenn eine Kapitalgesell-
schaft ihrem Gesellschafter außerhalb 
der gesellschaftsrechtlichen Gewinnver-
teilung einen Vermögensvorteil zuwen-
det und diese Zuwendung aufgrund des 
Gesellschaftsverhältnisses erfolgt. Das 
ist z. B. dann der Fall, wenn ein ordentli-
cher und gewissenhafter Geschäftsführer 
diesen Vorteil einem Nichtgesellschafter 
nicht zugewendet hätte.



die betriebliche Einrichtung seines Ar-
beitgebers auf, um dort berufliche Tä-
tigkeiten auszuüben. In der übrigen Ar-
beitszeit war er auf Baustellen tätig, die 
er arbeitstäglich direkt von seiner Woh-
nung aufsuchte. In diesem Fall sind die 
Fahrtkosten nicht mit der Entfernungs-
pauschale, sondern nach Reisekosten-
grundsätzen (0,30 € je gefahrenen Kilo-
meter, d. h. für Hin- und Rückfahrt) zu 
berücksichtigen.
FG Nürnberg, Urt. v. 13.05.2016,  
4 K 1536/15, (rkr.), EFG 2016, S. 1240
FG Nürnberg, Urt. v. 08.07.2016,  
4 K 1836/15, (rkr.), EFG 2016, S. 1692

Antrag auf Buchwertfort­
führung bei Anteilstausch 
nur bis zur erstmaligen 
Abgabe der steuerlichen 
Schlussbilanz möglich

Bringt ein Steuerpflichtiger Anteile an 
einer Kapitalgesellschaft (z. B. Aktien 
oder GmbH-Geschäftsanteile) in eine 
Kapitalgesellschaft ein und erhält da-
für neue Anteile an der übernehmen-
den Kapitalgesellschaft, kann diese die 
übernommenen Anteile unter bestimm-
ten Voraussetzungen mit dem Buchwert 
ansetzen. Voraussetzung ist u. a., dass 
die übernehmende Gesellschaft nach 
dem Anteilstausch unmittelbar über die 
Mehrheit der Stimmrechte an der erwor-
benen Gesellschaft verfügt (sog. quali-
fizierter Anteilstausch) und der Antrag 
auf Buchwertfortführung spätestens bis 
zur erstmaligen Abgabe der steuerlichen 
Schlussbilanz bei dem für die Besteue-
rung der übernehmenden Gesellschaft 
zuständigen Finanzamt gestellt wird. 
Die Antragsfrist ist nicht verlängerbar.
Eine bilanzierungspflichtige Kapitalge-
sellschaft kann ihren steuerlichen Erklä-
rungspflichten auf dreierlei Weise nach-
kommen: Sie kann eine Handelsbilanz 
einreichen mit der Erklärung, diese sei 
auch der steuerlichen Beurteilung zu-
grunde zu legen; entsprechen die Han-
delsbilanzansätze nicht den steuer-
rechtlichen Vorschriften, kann sie eine 
Handelsbilanz mit steuerlichen Zusätzen 
und Anmerkungen (sog. Überleitungs-
rechnung) einreichen; schließlich kann 
sie neben der Handelsbilanz eine Steu-
erbilanz einreichen. Jede der drei Vari-
anten ist die „steuerliche Schlussbilanz“ 
im Sinne der Antragsfrist. Dabei ist es 
gleichgültig, ob die eingereichte Bilanz 
ordnungsgemäß ist.
BFH, Urt. v. 15.06.2016, I R 69/15,  
DStR 2016, S. 2513

Doppelte steuerliche Be­
lastung stiller Reserven 
bei Veräußerung einbrin­
gungsgeborener Anteile 
innerhalb der Sperrfrist 
verfassungsgemäß

Brachte eine Kapitalgesellschaft vor dem 
13. Dezember 2006 einen Betrieb oder 
Mitunternehmeranteil zum Buchwert 
in eine andere Kapitalgesellschaft ein, 
handelte es sich bei den als Gegenleis-
tung erhaltenen Anteilen an der über-
nehmenden Kapitalgesellschaft um sog. 
einbringungsgeborene Anteile. Als An-
schaffungskosten dieser Anteile galt der 
Buchwert des eingebrachten Betriebs-
vermögens. Veräußerte die einbringen-
de Kapitalgesellschaft innerhalb der 
siebenjährigen Sperrfrist einbringungs-
geborene Anteile, unterlag der Gewinn 
der Besteuerung. Damit kam es zu einer 
doppelten steuerlichen Belastung: Ei-
nerseits wurde bei der übernehmenden 
Gesellschaft der Gewinn aus der Veräu-
ßerung des eingebrachten Betriebsver-
mögens versteuert, andererseits bei der 
einbringenden Kapitalgesellschaft der 
Gewinn aus der Veräußerung einbrin-
gungsgeborener Anteile.
Der Bundesfinanzhof hält die doppelte 
steuerliche Belastung für verfassungs-
gemäß. Die doppelte Belastung sei der 
Preis dafür, dass der Gesetzgeber auf 
eine Aufdeckung und Versteuerung der 
stillen Reserven im Zeitpunkt der Ein-
bringung in eine Kapitalgesellschaft ge-
gen Gewährung neuer Anteile an der 
übernehmenden Gesellschaft verzichte. 
Bei der Einbringung handele es sich um 
einen Tausch (Betrieb/Mitunternehmer-
anteil gegen Anteile), der eigentlich zur 
Aufdeckung und Versteuerung der stil-
len Reserven führe. Gewähre der Ge-
setzgeber einen Besteuerungsaufschub, 
dürfe er dafür einen „Preis“ verlangen.
Hinweis: Für Einbringungen nach dem 
12. Dezember 2006 wurde das Konzept 
der einbringungsgeborenen Anteile auf-
gegeben. Seitdem wird bei der Veräuße-
rung von erhaltenen Anteilen innerhalb 
der siebenjährigen Sperrfrist rückwir-

Hinweis: Die Darstellungen dienen ausschließlich Informationszwecken und 
ersetzen nicht die Beratung im Einzelfall.
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kend die Einbringung im Einbringungs-
jahr versteuert. Aus der Aufdeckung der 
stillen Reserven werden jährlich 1/7 her-
ausgerechnet, so dass z. B. bei einer Ver-
äußerung im vierten Jahr nach der Ein-
bringung nur noch rückwirkend 4/7 der 
stillen Reserven versteuert werden.
BFH, Urt. v. 15.04.2015, I R 54/13,  
BFH/NV 2016, S. 1854

Verbilligter Kaufpreis  
von GmbH Anteilen  
kann Arbeitslohn sein

A war Geschäftsführer der X GmbH, an 
der er zu 5 % und die Y GmbH zu 85 % 
beteiligt waren. A war gleichzeitig allei-
niger Gesellschafter der H GmbH. Die H 
kaufte von Y 10 % der X Anteile zu einem 
Kaufpreis von 200.000 €. Das Finanz-
amt bewertete diese Beteiligung mit 
450.000 € und meinte, die Differenz von 
250.000 € sei Arbeitslohn des A, den er 
als Geschäftsführer der X erhalten habe 
und somit einkommensteuerpflichtig. 
Hiergegen wehrte sich A, weil er meinte, 
Vorteile und somit Arbeitslohn könnten 
grundsätzlich nur von X als Arbeitgeber 
gezahlt werden. Der Vorteil sei – wenn 
überhaupt – von Y gewährt worden, zu 
der er aber in keinem Arbeitsverhältnis 
stehe. Es fehle somit der sog. Veranlas-
sungszusammenhang.
Der Bundesfinanzhof entschied, dass 
die verbilligte Überlassung der X An-
teile steuerpflichtiger Arbeitslohn des 
A ist. Ausschlaggebend war, dass die Y 
den Anteilserwerb der X Anteile nur An-
gestellten der Y und der H GmbH ange-
boten hatte. Außerdem war der Wertun-
terschied zwischen dem Kaufpreis und 
dem Verkehrswert so eklatant, dass Ar-
beitslohn vermutet werden kann; denn 
wäre A nicht gleichzeitig Gesellschafter 
der H und Geschäftsführer der X gewe-
sen, wäre der Kaufpreis nach Auffassung 
des Gerichts nicht so niedrig gewesen. 
Der Fall wurde an das Finanzgericht zu-
rückverwiesen, das jetzt noch entschei-
den muss, ob die X Anteile tatsächlich 
450.000 € wert waren.
BFH, Urt. v. 01.09.2016, VI R 67/14, DStR 
2016, S. 2638


